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bundeskanzleramt.gv.at 

BKA - V (Verfassungsdienst) 

verfassungsdienst@bka.gv.at 

Dr. Inez Bucher 

Sachbearbeiterin 

inez.bucher@bka.gv.at 

+43 1 53 115-203905 

Ballhausplatz 2, 1010 Wien 

E-Mail-Antworten sind bitte  

unter Anführung der Geschäftszahl an  

verfassungsdienst@bka.gv.at zu richten. 
 

An das  

Amt der Oö. Landesregierung 

Per E-Mail: verfd.post@ooe.gv.at 

Geschäftszahl: 2026-0.442.757 Ihr Zeichen: Verf-2012-123020/23 

Entwurf eines Oö. Landesgesetzes, mit dem mit dem das Oö. Agrarrecht-

Organisationsgesetz, das Oö. Antidiskriminierungsgesetz, das Oö. 

Gleichbehandlungsgesetz 2021 und das Oö. Lehrpersonen-

Diensthoheitsgesetz geändert werden (Oö. Gleichbehandlungs-

Anpassungsgesetz 2026);  

Begutachtung; Stellungnahme 

Zum mit der do. oz. Note übermittelten Gesetzesentwurf nimmt das Bundeskanzleramt-

Verfassungsdienst wie folgt Stellung: 

Zu Artikel II (Änderung des Oö. Antidiskriminierungsgesetzes): 

Zu Z 10 (§§ 9 bis 13): 

Es wird zur Erwägung gestellt, vor den Paragraphenzeichen das Wort „Die“ einzufügen 

(siehe etwa die Novellierungsanordnung in Z 6). Gleiches gilt für Z 19. 

Zu Z 21 (§ 18): 

In sprachlicher Hinsicht sollte es besser „der §§ 1 oder 8 Abs. 4“ heißen. 

Das rückwirkende Inkrafttreten dieser Bestimmung wäre zu prüfen (vgl. unten den Hinweis 

zu Artikel V). 
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Zu Artikel III (Änderung des Oö. Gleichbehandlungsgesetzes 2021): 

Zu Z 13 (§ 8c): 

Es wird angeregt, die Unionsrechtsakte mit ihrem – verkürzten – Titel und einer 

Fundstellenangabe zu zitieren. 

Zu Z 22 (§ 19 Abs. 2): 

Normiert wird, dass für die Ansprüche die dreijährige Verjährungsfrist des ABGB gelten soll. 

Der Verweis wäre im Sinne des Bestimmtheitsgebotes gemäß Art. 18 B-VG zu präzisieren. 

Auf Normen einer anderen Rechtssetzungsautorität darf grundsätzlich nur in statischer 

Form verwiesen werden (vgl. VfSlg. 17.335/2004). Daher wäre eine Klarstellung, auf welche 

Fassung des angeführten Bundesgesetzes verwiesen werden soll, zweckmäßig. 

Zu Artikel V (Inkrafttreten und Übergangsbestimmung): 

Zu Abs. 1: 

Der Gesetzeswurf sieht ein rückwirkendes Inkrafttreten vor. Es wird auf das Verbot 

rückwirkender Strafgesetze gemäß Art. 7 EMRK hingewiesen, das auch für das 

Verwaltungsstrafrecht gilt (zB VfSlg. 19.920/2014). Um eine Rückwirkung von 

Strafbestimmungen zu vermeiden, sollte das Inkrafttreten des Art. II Z 21 (§ 18 Oö. ADG) 

nochmals geprüft werden. 

Wien, am 25. Juni 2026 

Für den Bundeskanzler: 

Dr. Gerhard Kunnert 

Elektronisch gefertigt 
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